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Ihr Schreiben vom 23. Juli 2007

Sehr geehrter Herr Kollege,

anliegend übermitteln wir Ihnen die Antworten auf Ihre mit O.g. Schreiben übersandten Fragen zur

ESVP-Mission EUPOL Afghanistan.

Wir teilen Ihre Auffassung, dass der Aufbau der afghanischen Polizeikräfte eme Immense

Herausforderung darstellt und fur die Stabilisierung des Landes von größter Bedeutung ist. Unsere

erste vorläufige Bewertung der Mission EUPOL Afghanistan fällt dabei - ähnlich wie diejenige der

EuropäischenUnion- positiverals IhreEinschätzungaus.

EUPOL Afghanistan hat vor weniger als zwei Monaten in einem äußerst schwierigen Umfeld die

Arbeit aufgenommen und befindet sich noch in der Aufbauphase. Nach ersten Anlaufschwierigkeiten

scheint die Mission mittlerweile auf gutem Wege. Der Aufwuchs von EUPOL zur vollen Stärke von

195 internationalen Mitarbeitern mit landesweiter Präsenz soll im März 2008 abgeschlossen sein.

Als fur den Polizeiaufbau verantwortlicher Schlüsselpartner ist Deutschland bei der Unterstützung

der Mission in vielerlei Hinsicht beispielhaft in Vorleistung getreten und wird weiterhin Mittel sowie

Personal in erheblichem Umfang fur EUPOL Afghanistan und bilaterale Proiekte bereitstellen.

ernot Erler

Staatsminister im Auswärtigen Amt

Dr. Christo.
ParI. Staatssekretär

Mit freundlichen Grüßen

beim Bundesminister des Innern



Antwort des Auswärti en Amts und des Bundesministeriums des Innern auf

die Anfra e des Ab eordneten Winfried Nachtwei Fraktion Bündnis gO/Die
Grünen vom 23. Juli 2007

EUPOL Afghanistan

1. Ist dem Auswärtigen Amt und dem Bundesinnenministerium bekannt, dass

unter den deutschen Polizisten in Afghanistan die "innere Lage" inzwischen

äußerst angespannt ist und was unternimmt man, um der Unzufriedenheit

entgegenzuwirken?

Der Übergang der deutschen Polizeimission auf EUPOL Afghanistan (EUPOL AFG)

hat erwartungsgemäß zunächst einige technisch-administrative Probleme mit sich

gebracht, an deren Beseitigung mit aller Kraft gearbeitet wird. Die Bundesregierung

steht dazu in engem Kontakt mit dem Ratssekretariat in Brüssel und dem

Missionsleiter und hat die volle Unterstützung Deutschlands zugesagt. Das

Auswärtige Amt hat bereits kurzfristig administratives Missionsunterstützungs-

personal entsandt.

Zu klären sind etwa Unterbringungsfragen, insbesondere in den PRTs (Provincial

Reconstruction Teams). Die Bundesrepublik Deutschland (BMVg) hat als erste mit

EUPOL AFG ein Abkommen ("Technical Arrangement") über die Unterstützung von

EUPOL durch die deutschen PRTs abgeschlossen. EUPOL-Bedienstete haben ihre

Arbeit aus deutschen PRTs heraus bereits aufgenommen. Die anderen

Mitgliedstaaten haben zugesagt, den Abschluss entsprechender Vereinbarungen zu

beschleunigen.

Daneben findet ein ständiger Austausch mit dem deutschen Kontingentsleiter und

anderen deutschen Polizeiberatern statt, in dem auftretende Probleme diskutiert und

- soweit von uns zu beeinflussen - Lösungen gefunden werden. Der

Kontingentsleiter erörtert seinerseits auftretende Probleme mit den deutschen

Beamtinnen und Beamten vor Ort.



2. (a) Wie lautet das detaillierte EU-Mandat und wie das Operationskonzept

(CONOPS)für EUPOLAFG?

Das detaillierte Mandat für EUPOL AFG wird in der Gemeinsamen Aktion

2007/369/GASP vom 30. Mai 2007 definiert (Amtsblatt der Europäischen Union,

L139/33, 31.5.2007). Das Operationskonzept ist als Verschlusssache eingestuft. Das

strategische Ziel der Mission ist es, beim Aufbau einer Polizei zu helfen, die das

Vertrauen der Bürger besitzt, rechtsstaatlichen Prinzipien folgt, die Menschenrechte

achtet und in zunehmendem Maße den Sicherheitsanforderungen in Afghanistan

gerecht wird. Zur Erreichung dieses Zwecks soll, unter Beachtung des Prinzips der

afghanischen Eigenverantwortung, die vom deutschen Polizeiprojektbüro erarbeitete

Strategie fortentwickelt und landesweit umgesetzt werden.

Die Mission soll eine enge Verzahnung des Polizeiaufbaus mit den internationalen

Anstrengungen im Justizbereich sicherstellen, in dem die Europäische Kommission

ein bedeutendes Engagement angekündigt hat. Die Mission soll ihr Ziel einer

nachhaltig tragfähigen und effektiven zivilen Polizei durch Ausbildung, Beobachtung,

Beratung, Koordination und Mentoring erreichen.

2. (b) Welche Veränderungen ergeben sich damit gegenüber dem bisherigen

Mandat für das Deutsche Polizeiprojektbüro?

Nach vollständigem Aufbau von EUPOL AFG wird sich der Aktionsradius der Mission

auf ganz Afghanistan erstrecken, während sich das ehemalige deutsche

Polizeiprojektbüro auf Kabul und die Nordprovinzen konzentrierte.

Schwerpunktmäßig bleibt es bei den Aufgaben Beratung, Aus- und Fortbildung,

Mentoring von Angehörigen der "Afghan National Police" (ANP) und des

afghanischen Innenministeriums sowie der Koordinierung der internationalen

Geberleistungen für den Polizeiaufbau. Neu hinzugekommen ist die Funktion einer

verstärkten Koordination des Polizeibereiches mit dem Justizbereich in Afghanistan.

Da EUPOL nicht über Projektmittel verfügt, wird ein deutsches Projektteam (German

Police Project Team, GPPT) aus bis zu zehn Polizeivollzugsbeamtinnen und -
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beamten neben der europäischen Mission fortgeführt, um - wie bisher durch das

deutsche Projektbüro geschehen - Bau- und Ausstattungsprojekte zu realisieren. Im

übrigen wird auf die Antworten zu den Fragen 8 und 9 verwiesen.

3. (a) Wie ist der Stand und wie die Perspektive des Personalaufwuchses bei

EUPOL AFG? Wann wurden die verschiedenen Leitungsfunktionen besetzt?

Bis wann ist mit der vollen Stellen besetzung zu rechnen?

Die Mission EUPOL AFG wurde am 15. Juni 2007 operativ und wird schrittweise

aufwachsen. Der Personalaufwuchs bei EUPOL AFG soll in drei Phasen erfolgen: 1.

Phase: 30. Mai - 29. Juni 2007; 2. Phase: 30. Juni - 14. Nov. 2007; 3. Phase 15. Nov.

2007 - 28. März 2008. Bis zum 29. Juni 2007 war ein EUPOL-Aufbaustab vor Ort.

Derzeit verfügt die Mission über 60 Mitarbeiter (Stand 27.07.2007).

Die Mission befindet sich momentan in der zweiten Aufbauphase, an der sich bislang

13 Staaten beteiligen. Viele der Leitungsfunktionen sind dabei bereits besetzt. Nach

derzeitiger Planung werden bis November 128 der von EU-Mitglieds- und Drittstaaten

entsandten Polizeibeamten in die Mission eingebunden. Der Aufwuchs von EUPOL

zur vollen Stärke von 195 internationalen Mitarbeitern mit landesweiter Präsenz soll

im März 2008 abgeschlossen sein.

3. (b) Trifft es zu, dass für EUPOL vorgesehene Beamte ihre Missionsteilnahme

aufkündigen? Wenn ja, um wie viele Beamte handelt es sich dabei und was

waren deren Motive? Wie wurden bzw. werden die Lücken geschlossen?

Von den zum 30. Juni 2007 in die EUPOL-Mission überführten 31 Mitarbeitern des

bisherigen deutschen Projektbüros haben nur zwei ihren Einsatz vorzeitig beendet.

In einem Falle wurden dafür persönliche Gründe ohne nähere Erläuterung angeführt,

im anderen die Belastungen und Umstände der Aufbauphase von EUPOL AFG. Für

die Nachbesetzung liegt der EUPOL AFG betreuenden Arbeitseinheit im Brüsseler

Ratssekretariat eine hinreichende Zahl von Bewerbungen vor. Derzeit befinden sich

auch zwölf deutsche Polizeivollzugsbeamte auf der Warteliste für künftige Einsätze.
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4. Wie ist die Besoldung bei EUPOL geregelt? Trifft es zu, dass es hierzu vier

Wochen nach EUPOL-Start noch keine Regelung gab bzw. eine solche vor Ort

nicht bekannt war? Ab wann gibt es eine solche Regelung? Wie ist die

Besoldung im Vergleich zur bisherigen Besoldung deutscher Polizisten in

Afghanistan bzw. im Kosovo?

Die Einsatzkräfte erhalten ihre Besoldung weiterhin durch ihre bisherigen Dienstherrn.

Ferner erhalten sie einen täglichen Betrag von 117,03 €, der sich aus deutschen-

und EU-Mitteln zusammensetzt. Die auslandsbedingten Mehrkosten werden vom

Bund getragen (Stabilitätspakt AFG).

Die Abgeltung der Belastungen und erschwerenden Besonderheiten im

Einsatzgebiet und am Einsatzort ist von deutscher Seite in der

Auslandsverwendungszuschlagsverordnung (AusIVZV) geregelt, die in sechs Stufen

unterteilt ist. Insofern haben die Beamten nach deutschem Recht einen Anspruch auf

Zahlung eines Auslandsverwendungszuschlages (AVZ) in Höhe von 92,03 €, was der

höchsten von sechs Stufen entspricht, sowie auf Zahlung eines Tagegeldes

(Verpflegungspauschbeträge) in Höhe von 25,00 €.

Grundsätzlich gilt nach deutschem Reisekosten- und Besoldungsrecht, dass

Leistungen Dritter anzurechnen sind, die mit der gleichen Zweckbestimmung gezahlt

werden. Somit kommt es hier im Ergebnis zu einer vollständigen Anrechnung der von

der EU gewährten täglichen Leistungen ("per diern", "hardship allowance" und "high

risk allowance"), so dass sich der Auszahlungsbetrag von 117,03 € nicht erhöht.

Anders als die Mitarbeiter von EUPOL AFG müssen sich die Beamtinnen und

Beamten in der Kosovo-Mission der Vereinten Nationen (UNMIK) auf eigene Kosten

verpflegen und unterbringen, so dass aus den täglichen Zahlungen LH.v. 126,47 €

(1. - 30. Tag 159,47 €) der gesamte Lebensunterhalt im Einsatzgebiet bestritten
werden muss.

Über die Leistungen der EU im Rahmen von ESVP-Missionen wurden die Mitarbeiter

des Projektbüros von Vertretern des Brüsseler Planungsteams EUPOL AFG im Mai

2007 vor Ort unterrichtet. Darüber hinaus wurde in der Vorbereitungsphase auf Bitten

des Planungsteams ein leitender Mitarbeiter des Projektbüros als
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Verbindungsbeamter benannt, der den unmittelbaren Informationsfluss zwischen

dem Planungsteam EUPOL AFG und dem Projektbüro sicherstellte. Daneben

informierte das zuständige Fachreferat des BMI Ende Mai 2007, am 14. Juni 2007

und nochmals am 12. Juli 2007 das Projektbüro bzw. das Deutsche Kontingent von

EUPOL AFG über die Tagessätze der EU sowie deren Be- und Verrechnung.

Mitarbeiter des früheren Deutschen Polizeiprojektbüros hatten wegen der amtlich

unentgeltlichen Unterkunft und Verpflegung in Kabul nur den AVZ in Höhe von 92,03

€ erhalten. Demgegenüber war den Einsatzkräften im Norden ein zusätzliches

Tagegeld für Verpflegung in Höhe von 25,00 € ausgezahlt worden, weil dort wegen

der besonderen Einsatzbedingungen amtlich unentgeltliche Verpflegung nicht verfügt
worden war.

5. Wie ist die Unterbringung der neuen EUPOL-Teilnehmer in Kabul und in den

Provinzen geregelt? Inwieweit trifft es zu, dass in Kabul inzwischen das

Serena-Luxushotel in Anspruch genommen wird? Trifft es zu, dass

andererseits im Norden von der Bundeswehr für die Polizisten mit einjähriger

Stehzeit keine Einzelunterbringung mehr bereitgestellt werden kann?

Das Hauptquartier von EUPOL AFG ist im bisherigen deutschen Polizeiprojektbüro

Kabul untergebracht, das der Mission von Deutschland einschließlich Logistik

unentgeltlich zur Nutzung überlassen worden ist. Die Unterbringung erfolgt in

Einzelappartements, jeweils mit integriertem Sanitärbereich. Die Kapazität von 50

Appartements reicht jedoch aufgrund des ständigen Personalaufwuchses von

EUPOL AFG am Standort Kabul nicht mehr aus.

Zur Erweiterung der Unterbringungs- und Bürokapazitäten plant EUPOL AFG die

Beschaffung von Wohncontainern, deren Lieferung und Aufbau aber ca. 3-4 Monate

in Anspruch nehmen wird. Vor diesem Hintergrund ist als temporäre Maßnahme die

Unterbringung von Einsatzkräften im Hotel Serena vorgesehen, das aufgrund der

hohen, von der EU vorgegebenen Sicherheitsstandards ausgewählt wurde. Zur

Reduzierung der Kosten wurde die Unterbringung in Zweibettzimmern angeordnet.

Die Unterbringung in den Provinzen soll in PRTs und RCs (Regional Commands)
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erfolgen - nach den dort jeweils geltenden Standards, auf Basis der Abkommen von

EUPOL AFG mit der jeweiligen PRT-Führungsnation.

EUPOL AFG hat mit dem Bundesministerium der Verteidigung ein "Technical

Arrangement" abgeschlossen, das die Unterbringung der EUPOL-Mitarbeiter an den

Standorten des Deutschen ISAF-Einsatzkontingentes außerhalb Kabuls regelt. Die

Art der Unterbringung ist darin nicht festgelegt. Alle deutschen Einsatzkräfte mit einer

Stehzeit von zwölf Monaten (GPPT und EUPOL) werden dort - soweit möglich - in

Einzelwohncontainern untergebracht. Das BMVg hat dem BMI zuletzt am 10. Juli

2007 versichert, die bisherige Amtshilfe fortzusetzen und diese auch auf die

deutschen Mitarbeiter von EUPOL AFG zu erstrecken. Danach ist die Unterbringung

derjenigen Einsatzkräfte in Einzelwohncontainern vorgesehen, die für einen Zeitraum

von zwölf Monaten abgeordnet sind. Diese Zusage steht allerdings unter dem

Vorbehalt ausreichender Kapazitäten.

6. Wieweit ist die Ausstattung von EUPOL mit ausreichend Büroräumen,

Computern und Fahrzeugen gewährleistet? Trifft es zu, dass in diesen

Bereichen noch massive Defizite bestehen und wer ist für die Bereitstellung

verantwortlich? Bis wann sollen die Defizite behoben sein?

Die Bundesregierung hat der ESVP-Mission auf Bitten des EU-Ratssekretariates und

im Einvernehmen mit der afghanischen Seite die vorhandene Liegenschaft des

deutschen Polizeiprojektbüros inklusive Ausstattung und weiterer beweglicher

Vermögensgegenstände für die Dauer ihrer Arbeit unentgeltlich überlassen.

Abzüglich des mit der EU vereinbarten Eigenbedarfs für das deutsche

Polizeiprojektteam (GPPT) stellen diese Gegenstände einen Wert von ca. 6,7

Millionen Euro dar. Damit leistete Deutschland für diese ESVP-Mission einen Beitrag,

der von keinem EUPOL AFG-Teilnehmerstaat auch nur annähernd erreicht wird. Mit

Schreiben vom 29. Juni 2007 hat das Ratssekretariat die Mitgliedstaaten noch einmal

um Beiträge in Form von Fahrzeugen, Flugtransportkapazitäten, IT-Ausstattung etc.

gebeten.

Es trifft zu, dass EUPOL AFG, mit Ausnahme der durch das frühere GPPO und die

Bundeswehr im Rahmen des "Technical Arrangement" zur Verfügung gestellten
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Büroräume, Fahrzeuge und IT-Ausstattung, bisher kaum über eigene Ausstattung

verfügt. Aufgrund noch bestehender Vakanzen beim administrativen Personal, den

Vorgaben des europäischen Beschaffungsverfahrens und eingeschränkter

Verfügbarkeit spezieller Einsatzmittel (gepanzerte Fahrzeuge der erforderlichen

Schutzklasse) ist es bei den notwendigen Beschaffungen zu erheblichen

Verzögerungen gekommen. Die EUPOL-Administration arbeitet mit Hochdruck an

der Beseitigung dieser Defizite; soweit möglich, hilft bereits jetzt das GPPT mit

eigener Ausrüstung aus. Ein Termin für den Abschluss der

Beschaffungsmaßnahmen konnte nicht genannt werden.

7. Welche Finanzmittel und wie viele Personalkräfte stehen EUPOL für welche

Aufgaben zur Verfügung? Ist damit eine wirksame Aufbauarbeit durch EUPOL

zu gewährleisten?

Die Gemeinsame Aktion 2007/369/GASP vom 30. Mai 2007 (vgl. Frage 2a) definiert

die für eine wirksame Aufbauarbeit durch EUPOL erforderlichen Mittel und Aufgaben:

in Artikel 13 die Finanzmittel und in Artikel 4 die Aufgaben von EUPOL. Bis 29. März

2008 werden 43,6 Mio. Euro aus dem GASP-Haushalt bereit gestellt. Darüber hinaus

wird ein erheblicher Teil der Personalkosten von den teilnehmenden Staaten

getragen, da der größte Teil des Personals von den EU-Mitgliedstaaten und

Drittstaaten sekundiert wird. Außerdem stellen die Teilnehmerstaaten der Mission

verschiedene Sachbeiträge zur Verfügung.

Deutschland ist hier durch eine Reihe von Unterstützungsmaßnahmen (kostenlose

Zurverfügungstellung von Gebäuden und Sachbeiträgen (vgl. Frage 6), kurzfristige

Identifizierung und Finanzierung von administrativem Missions-

unterstützungspersonal, schneller Abschluss technischer Vereinbarungen über

logistische Unterstützungsleistungen deutscher PRTs für EUPOL AFG) in Vorleistung

getreten, um den raschen Aufwuchs der Mission zu forcieren. Zudem werden

bilaterale Projekte einzelner Staaten im Bereich Polizeiaufbau Afghanistan durch das

"International Police and Coordination Board" (IPCB) koordiniert, dem der

Missionsleiter von EUPOL AFG vorsitzt.
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8. Was soll das German Police Project Team mit seinen ca. 10 Beamten und 24

Mio. Euro in 2008 leisten und wie ist das mit EUPOL abgestimmt?

Als ESVP-Mission verfügt EUPOL AFG über keine zweckgebundenen Mittel zur

Durchführung eigener Projektarbeit, die das bisherige deutsche und internationale

Engagement im Polizeiaufbau jedoch nachhaltig geprägt hat. Daher wurde ein

deutsches Polizeiprojektteam (GPPT) mit zehn Polizeivollzugsbeamten eingerichtet,

das bereits begonnene Bau- und Ausstattungsprojekte fortführt sowie neue Projekte

identifiziert und umsetzt. Die Festlegung der Projekte für 2008 erfolgt in enger

Abstimmung mit EUPOL AFG und der afghanischen Regierung.

Die vorläufige Planung umfasst u.a. den Bau von Polizeidienststellen, die

Verbesserung der Ausstattung der Polizei, die Erhöhung der Kapazität der

Polizeiakademie sowie die Verstärkung der allgemeinen polizeilichen Infrastruktur.

Die enge Abstimmung der Projektarbeit des GPPT mit EUPOL AFG sowie mit allen

am Polizeiaufbau beteiligten Nationen und der afghanischen Seite erfolgt vor Ort im

International Police Coordination Board (IPCB). Der Leiter des GPPTs nimmt an den

regelmäßigen Sitzungen des IPCB-Sekretariates teil.

9. Wie viele Beamte setzen ihre Arbeit aus dem deutschen Polizeiprojektbüro

(GGPO) fort? Wie ist der Erfahrungs- und Wissenstransfer vom GPPO zu

EUPOL gewährleistet? Wie wird die Kompetenz der Kollegen mit längerer

Afghanistanerfahrung genutzt?

Von den am 14. Juni 2007 im Projektbüro eingesetzten 45 Mitarbeitern wurden 31 in

die ESVP-Mission EUPOL AFG überführt. Von den 14 verbleibenden Einsatzkräften

führen zehn das Projektteam fort, vier haben ihren Einsatz regulär beendet. Mit Blick

auf den anstehenden Übergang des deutschen Projektbüros auf EUPOL AFG wurde

frühzeitig eine Arbeitsgruppe im Projektbüro eingesetzt, die Bestandsaufnahmen für

alle Fachbereiche fertigte, um den Wissenstransfer auf EUPOL AFG zu

gewährleisten.

Darüber hinaus hat die deutsche Polizeiberaterin des afghanischen Innenministers,

die inzwischen für EUPOL AFG tätig ist, zu allen für den Polizeiaufbau relevanten
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Themen eine umfangreiche Dokumentation erstellt, die EUPOL AFG und dem

Missionsleiter an die Hand gegeben wurde. Zu jedem dieser Themen wurden

spezielle Briefings unter Beteiligung derer angeboten, die sich in der Vergangenheit

mit der jeweiligen Materie befasst hatten. Darüber hinaus befindet sich eine Reihe

von deutschen Kollegen in Schlüsselpositionen, zum Teil als enge Berater des

Missionsleiters, in denen sie ihre zuvor gewonnene Erfahrung wirksam werden

lassen.

10. Wieweit und ab wann nahm EUPOL in den Hauptaufgabenfeldern

Ausbildung und Mentoring ihre Tätigkeit auf?

EUPOL AFG hat seit dem 30. Juni 2007 die Arbeit in den Bereichen Beratung und

Ausbildung aufgenommen. Der Schwerpunkt der Mission liegt im Bereich der

Beratung und Koordination. Die landesweite Ausdehnung von Beratung und

Mentoring der polizeilichen Führungsebene wird entsprechend zum geschilderten

schritlweisen Personalaufwuchs hergestellt. Im übrigen wird auf die Antwort zu Frage

2 verwiesen.

11. Trifft es zu, dass die EUPOL-Leitung seit etlichen Wochen mit logistischen

Fragen absorbiert ist? Verfügt die Leitung von EUPOL neben den fachlichen

auch über die kommunikativen und diplomatischen Führungsfähigkeiten, die

für die Leitung einer Schlüsselfunktion beim Aufbau vernetzter Sicherheit

unabdingbar sind?

EUPOL AFG hat vor weniger als zwei Monaten in einem äußerst schwierigen Umfeld

die Arbeit aufgenommen und befindet sich in der Aufbauphase. Manche zivile ESVP-

Missionen werden am Anfang mit solchen logistischen Herausforderungen

konfrontiert. Viele anfängliche logistische Fragen konnten mittlerweile gelöst werden.

Die Bundesregierung hat hierzu beispielsweise kurzfristig mehrere Experten in den

Bereichen Logistik, Beschaffung und Transport zur Unterstützung der Mission nach

Kabul entsandt und finanziert.

Das Politische und Sicherheitspolitische Komitee (PSK) nimmt unter Verantwortung

des Rates die politische Kontrolle und strategische Leitung der Mission wahr. Der
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Generalsekretär des Rates I Hohe Vertreter für die Gemeinsame Außen- und

Sicherheitspolitik, Dr. Javier Solana, erteilt dem Missionsleiter durch den EU-

Sonderbeauftragten Weisung. Der vom Rat ernannte Missionsleiter leitet die Mission,

koordiniert den komplexen Aufwuchsprozess mit allen relevanten Akteuren vor Ort

und führt die Tagesgeschäfte.

12. Wie begegnen EUPOL und die Bundesregierung den strategischen

Herausforderungen,

(a) dass die US-Seite ein Vielfaches an Finanzmitteln und Personal in den

Polizeiaufbau investiert, ein militarisiertes Polizeiverständnis mit dem Vorrang

der Aufstandsbekämpfung vertritt und damit den gesamten Polizeiaufbau

dominieren könnte,

Die Bundesregierung begrüßt das erhebliche Engagement der USA für Armee- und

Polizeiaufbau in Afghanistan. Es besteht insgesamt weiterhin erheblicher Bedarf an

internationaler Unterstützung für die Ausbildung und Ausstattung der afghanischen

Polizei. Die internationale Koordinierungsfunktion im Bereich des Polizeiaufbaus wird

von EUPOL AFG wahrgenommen und über das International Police Coordination

Board (IPCB) ausgeübt, in dem auch die US-Seite vertreten ist.

Die USA entsenden ihre Polizeiausbilder für Auslandsmissionen über private Firmen,

die eher einen militärnahen Ansatz im Polizeiaufbau verfolgen. Daraus ergibt sich

aber nicht, dass der US-Ansatz zum Polizeiaufbau mit den deutschen und

europäischen Ausbildungstätigkeiten inkompatibel ist. Die unterschiedlichen Stärken

werden als wertvolle Ergänzung verstanden.

Die Lehrpläne für die Ausbildung der Führungskräfte der afghanischen Polizei

wurden bislang im wesentlichen vom deutschen Polizeiprojektbüro in Abstimmung

mit der afghanischen Seite erstellt. Die Polizeimission EUPOL baut auf dieser Arbeit
auf.
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12. (b) dass die schlecht bezahlte und als korrupt geltende ANP inzwischen

Hauptangriffspunkt der Oppositionellen Militanten Kräfte ist und ein 25faches

an Opfern im Vergleich zur ANA haben soll, und damit die

Nachwuchsgewinnung weiter erschwert wird,

Die Rekrutierung, Bezahlung, Ausbildung und Ausstattung der afghanischen Polizei

wurde im London-Compact als eine der Prioritäten der Internationalen Gemeinschaft

vorangetrieben. Gehaltszahlungen für die afghanische Polizei werden über den

UNDP-verwalteten Law and Order Trust Fund for Afghanistan (LOTFA) verbessert.

Deutschland hat sich bisher an LOTFA direkt mit 7 Mio. EUR sowie anteilig am EU-

Beitrag in Höhe von 135 Mio. EUR beteiligt.

Es trifft zu, dass Angriffe und Anschläge regierungsfeindlicher Kräfte 2006 und 2007

mehr Opfer in der ANP als in der ANA gekostet haben. Der Bundesregierung liegen

keine zuverlässigen Zahlen zu diesen Opfern vor, das angegebene Verhältnis

scheint aber überzogen. Durch die von den Polizisten getragenen Risiken kommen

der landesweiten Ausbildung und Ausstattung der Polizei zusätzliche Bedeutung und

Dringlichkeit zu. Dem wurde mit der Einrichtung von EUPOL AFG Rechnung

getragen.

12. (c) dass das afghanische Innenministerium noch immer als Hort der

Korruption und Kriminalität gilt,

Die maßgeblich durch Deutschland entwickelte Strukturreform des Innenministeriums

und der nachgeordneten Polizei ("Tashkeel") hat gute Fortschritte gemacht; die in der

Frage formulierte Vermutung trifft somit nicht mehr zu. An allen Strukturmaßnahmen

ist Deutschland durch die Deutsche Botschaft bzw. über EUPOL AFG in Kabul

beteiligt. Darüber hinaus wird der afghanische Innenminister seit Ende 2006 durch

eine Polizeibeamtin aus Deutschland beraten, die diese Funktion jetzt als

Angehörige von EUPOL AFG ausübt. EUPOL wird somit insgesamt eng mit dem

afghanischen Innenministerium zusammenarbeiten.
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12. (d) dass auch in zwei weiteren Bereichen, in denen die EU-Staaten die

Federführung übernommen haben - die Reform im Justizsektor und die

Bekämpfung des Drogenanbaus - die Erfolge ausbleiben?

Die verschiedenen Bereiche der Sicherheitssektorreform sind eng miteinander

verknüpft. Erfolge oder Ausbleiben derselben in einem Bereich wirken sich

unmittelbar auf die anderen Bereiche aus. Dies gilt in besonderem Maße für die in

der Frage angesprochenen Bereiche Polizei, Justiz und Drogen: Fehlt eine effiziente

und rechtsstaatlich-professionelle Polizei, wird auch der Aufbau des Justizsektors

und die Bekämpfung von Drogenanbau und -handel nicht erfolgreich sein können.

Dabei sind in allen Bereichen in den letzten Jahren von der jeweiligen

Führungsnation, der afghanischen Regierung und der internationalen Gemeinschaft

zahlreiche Anstrengungen unternommen worden. In den Bereichen Polizei und Justiz

geht es um die Reform eines schwerfälligen, schlecht qualifizierten und teilweise

erheblich über- und teilweise unterbesetzten Apparates, und ferner um die komplette

Überarbeitung der vorhandenen Gesetze des Landes.

Schlafmohnanbau und Drogenhandel sind einer der komplexesten Bereiche in

Afghanistan überhaupt - noch wichtiger als in den anderen beiden Bereichen sind

hier externe Faktoren wie die Sicherheitslage und die wirtschaftliche Entwicklung. Die

Basis für Fortschritte ist aber gelegt. Für eine Verstetigung und Vertiefung der

Entwicklung bedarf es in Umsetzung der Ziele des London-Compact verstärkter

Anstrengungen und des Durchhaltevermögens der internationalen Gemeinschaft,

aber auch der afghanischen Regierung, bei letzterer aber auch erheblicher

Verbesserungen im Regierungsverhalten. Die Bundesregierung erwartet, dass auch

das verstärkte Engagement der EU in den Bereichen Polizei und Justiz sich positiv
auswirkt.

13. (a) Wie viele Beamtinnen und Beamte sind jeweils im Auswärtigen Amt, im

Innenministerium und im Nachgeordneten Bereich ausschließlich oder

überwiegend mit dem Polizeiaufbau Afghanistan betraut?
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